
Eine komplexe Auswertung der Beratungstätigkeit der 
Ehe- und Familienberatung vor den örtlichen Volks­
vertretungen oder ihren Räten wird jedoch kaum vor­
genommen, was insbesondere auf das Fehlen einer ein­
heitlichen und komplexen Anleitung der Beratungs­
stellen zurückzuführen ist. Infolge des ungenügenden 
Informationsflusses zwischen allen mit Aufgaben der 
Familienförderung betrauten staatlichen Organen, ge­
sellschaftlichen Organisationen und Einrichtungen im 
jeweiligen Territorium erzielt ein großer Teil der Akti­
vitäten zu wenig Wirkung. So blieb es bisher auch dem 
juristischen Mitarbeiter in der Ehe- und Familienbera­
tungsstelle allein überlassen, Untersuchungsergeb­
nisse der Berliner Gerichte zur Familienrechtsprechung 
seinem Beratungskollektiv zu vermitteln.
Im Interesse einer kontinuierlichen Zusammenarbeit 
zwischen den Gerichten und den Ehe- und Familien­
beratungsstellen ist eine gemeinsame Auswertung der 
analytischen Ergebnisse unbedingt erforderlich. Eine 
solche Zusammenarbeit entspricht auch der Festlegung 
in Ziff. 1. 4. des Beschlusses des Plenums des Obersten 
Gerichts über die erzieherische Tätigkeit der Gerichte 
zur Erhaltung von Ehen vom 24. Juni 1970 (NJ-Beilage 
3/70), wonach die Gerichte die Ehe- und Familienbera­
tungsstellen bei der Erhöhung ihrer Wirksamkeit und 
rechtzeitigen Einflußnahme auf die Überwindung von 
Ehe- und Familienschwierigkeiten zu unterstützen ha­
ben. Eine gute Zusammenarbeit besteht zwischen den 
Ehe- und Familienberatungsstellen und den Rechts- 
auskunfts- und Rechtsantragsstellen der Stadtbezirks­
gerichte. Bürger, deren Erklärungen darauf schließen 
lassen, daß sie um die Erhaltung der Ehe bemüht sind, 
werden zunächst zur Ehe- und Familienberatungsstelle 
geschickt, damit ihnen dort die erforderliche Hilfe zu­
teil wird.
Schlußfolgerungen
1. Die weitere Entwicklung der Ehe- und Familien­
beratungsstellen wird in erster Linie durch die Quali­

tät der Anleitung und Kontrolle seitens der Räte der 
Kreise (in Berlin: Stadtbezirke) als Kollektivorgane 
bestimmt. Aufgabe des Rates des Bezirks (in Berlin: 
des Magistrats) muß es sein, durch Erfahrungsaustausch 
und normative Regelungen ein einheitliches Vorgehen 
im Territorium zu sichern.
2. Es ist erforderlich, die Tätigkeit der Ehe- und 
Sexualberatungsstelle des Gesundheitswesens voll in 
die der Ehe- und Familienberatungsstelle zu integrie­
ren. Zugleich ist die Ehe- und Sexualberatung als Be­
standteil des Systems der Verhütung vorzeitiger 
Schwangerschaftsbeendigung anzusehen.
3. Im Interesse einer in erster Linie prophylaktischen 
Wirksamkeit sollte eine auf die Haupterfordernisse der 
Entwicklung der Familien im jeweiligen Territorium 
gerichtete Beratungstätigkeit mehr und mehr zum 
Grundprinzip der Arbeit werden. Dabei sollte die Ar­
beitsmethode der Dispensairebetreuung — auch außer­
halb der rein medizinischen Gebiete — angewendet 
werden.
4. Die Ehe- und Familienberatungsstellen müssen im 
Kreis (Stadtbezirk) zu Zentren der differenzierten Auf­
klärung über Probleme der Ehe und des Familien­
lebens, der Familienplanung, der Kindererziehung und 
des Sexuallebens werden. Das bedingt eine Gemein­
schaftsarbeit der beteiligten gesellschaftlichen Bereiche 
und Organisationen sowie die Ausnutzung aller bereits 
vorhandenen Möglichkeiten für die Vortragstätigkeit 
(Urania, Klubhäuser usw.).
5. Die Qualifizierung der Mitarbeiter der Ehe- und 
Familienberatungsstellen für ihre spezifische Tätigkeit 
sollte über den Rahmen von Erfahrungsaustauschen, 
Besuchen wissenschaftlicher Tagungen und Selbst­
studium hinaus weiterentwickelt werden. Neben der 
fachspezifischen Weiterbildung sollte eine Qualifizie­
rungsform gefunden werden, in der sich auch die Ge­
meinschaftsarbeit aller Bereiche widerspiegelt (z. B. 
vom Rat des Bezirks organisierte Lehrgänge).
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Das Reichsgericht — ein wichtiger Bestandteil des nazistischen 
Herrschaftsmechanismus
Bemerkungen zur „Geschichte des Reichsgerichts“ (Bd. IV) von Prof. Dr. Friedrich Karl Kaul/*/
Von der geplanten mehrbändigen „Geschichte des 
Reichsgerichts“ liegt jetzt wegen der Aktualität des 
Themas als erster der Band IV über die Zeit des Hitler­
faschismus (1933 bis 1945) vor. Dieses Buch ist von 
großem politischem, historischem und juristischem 
Interesse.
Die politische Bedeutung des Werkes liegt darin, daß 
es mit beweiskräftigem Material die Legende von 
einem unparteilichen, nur der Gerechtigkeit dienenden 
Reichsgericht widerlegt. Das ist um so notwendiger, 
als diese Legende durch westdeutsche Veröffentlichun­
gen genährt wird und der Bundesgerichtshof in Karls­
ruhe sich als Nachfolger des Reichsgerichts betrachtet. 
So sprach der damalige Bundeskanzler Adenauer in der 
„Festschrift zur Eröffnung des Bundesgerichtshofes“ 
vom 8. Oktober 1950 von der „Aufgabe des Bundes­
gerichtshofes, verantwortungsvolle Tradition, die aus

/♦/Geschichte des Reichsgerichts, Bd. IV (1933—1945) von 
Friedrich Karl Kaul (unter Mitarbeit von Winfried Matthäus 
hinsichtlich der Auswertung der historischen Materialien). 
Akademie-Verlag, Berlin 1971. 356 Seiten mit 16 Fotos und 
22 Faksimiles. Preis: 30 M. — Seitenzahlen im Text ohne Quel­
lenangabe beziehen sich auf dieses Buch — H. T.

früheren Jahrzehnten herüberwirkt, mit den Forderun­
gen der Gegenwart und Zukunft zu verbinden“ (S. 8). 
Deutlicher wurde der damalige Bundesjustizminister 
Dehler, der erklärte: „Die Erinnerung an die ausge­
zeichneten Leistungen des Reichsgerichts und an den 
hohen Ruf, den es in aller Welt genoß, ist noch leben­
dig. Mein Wunsch ist, daß der Geist dieses Gerichts 
auch die Arbeit des Bundesgerichtshofes durchwaltet“ 
(S. 8). Der damalige Ministerialdirektor im westdeut­
schen Justizministerium Dr. Petersen brachte folge­
richtig die Erwartung zum Ausdruck, daß es möglich 
sein werde, „frühere Mitglieder des Reichsgerichts, 
denen seine Tradition bekannt ist, in den Bundes­
gerichtshof zu rufen“ (S. 8/9).
Was diese dem Bundesgerichtshof anempfohlene Tra­
dition in ihrer letzten Form in Hitlerdeutschland für 
einen Inhalt hatte, wird von Kaul umfassend dargelegt. 
Zweifellos wird in den noch geplanten Bänden I bis 
III eingehend behandelt werden, wie sich das Reichs­
gericht in den drei Etappen 1879 bis 1900, 1901 bis 1918 
und 1919 bis 1932 zu dem führenden Justizorgan der 
herrschenden Klasse in Deutschland entwickelt hat.
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